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IGeL-Gebühren in Arztpraxen 

Krankenkassen, Verbraucherschützer und Patientenverbände fordern von der Politik strengere Vorgaben für 
Selbstzahler-Leistungen beim Arzt. Die Informationspflichten für sogenannte „Individuelle 
Gesundheitsleistungen“ (IGeL) müssten „klarer definiert und konkreter geregelt werden“, so der AOK-
Bundesverband. Wie der Verbraucherzentrale Bundesverband (VZBV) beklagt sie Defizite bei der 
Aufklärung von Patientinnen und Patienten über den Nutzen und mögliche negative Folgen der Behandlung. 
Anlass sind jüngste Auswertungen im „IGeL-Monitor“ des Medizinischen Dienst Bund, denen zufolge bei 
vielen IGel der Nutzen unklar oder sie sogar schädlich sein können. 
Fällt in der Arztpraxis der Satz: „Die gesetzliche Krankenkasse übernimmt die Kosten dafür allerdings nicht, 
das müssten Sie also aus eigener Tasche zahlen.“, dann handelt es sich um eine IGeL. 
Es gibt zwei Formen dieser Angebote, wie die Verbraucherzentrale erklärt: 
 Leistungen, die nicht medizinisch notwendig sind, also weder zur Behandlung noch zur Früherkennung von 
Krankheiten dienen. Daher sind sie keine Kassenleistungen. Dazu zählen zum Beispiel sportmedizinische 
Untersuchungen, Tattooentfernungen, Paartherapien oder Reiseimpfungen. 
 Leistungen, die der Arzt oder die Ärztin ohne begründeten Krankheitsverdacht oder mit innovativen    
Behandlungsmethoden durchführt. Dazu zählen auch einige Untersuchungen zur Krebsfrüherkennung, etwa 
ein Ultraschall der Eierstöcke oder ein sogenannter PRA-Test, der Hinweise auf Prostata-Tumore geben 
kann. Liegt kein erhöhtes Erkrankungsrisiko vor, etwa weil es Krebsfälle in der Familie nicht gibt, muss man 
sie aus eigener Tasche zahlen. 
Als Patient stellen sich die Fragen: Nutzt mir die Selbstzahler-Leistung, die mir vorgeschlagen wird? Welche 
Rechte habe ich? 
Tipps: Lassen Sie sich nicht überrumpeln! Nehmen Sie sich Bedenkzeit! Informieren Sie sich – so gut es 
geht! 
Quellen: ihre-vorsorge.de, Verbraucherzentrale Bundesverband, Versorgung des AOK-Bundesverbandes 

 
Renten/Pfändungsfreigrenzen 

Gläubiger können Einkommen pfänden lassen, das gilt auch für Renten, allerdings nur für den 
Einkommensteil, der oberhalb der jeweils geltenden Pfändungsfreigrenze liegt. Der Freibetrag hängt von der 
Höhe des Einkommens und der unterhaltsberechtigten Personen ab. Ist kein Unterhalt zu zahlen, ist ein 
monatliches Einkommen bis unter 1.560 Euro von einer Pfändung ausgeschlossen. Bei einer monatlichen 
Rente von 1.600 Euro können beispielsweise derzeit nur 31,50 Euro im Monat gepfändet werden. Die 
Pfändungsfreigrenze ergibt sich aus der Tabelle zur Zivilprozessordnung. Sie soll sicherstellen, dass 
Betroffene auch bei einer Pfändung des Arbeitseinkommens beziehungsweise der Rente über ein 
Existenzminimum verfügen und Unterhaltsverpflichtungen nachkommen können. Geprüft und festgelegt wird 



 
BERUFSSCHULLEHRERVERBAND 
NIEDERSACHSEN e.V. 
 

 
 
die Höhe des pfändbaren Betrags durch den Rentenversicherungsträger, der für die Zahlung der Rente 
zuständig ist. Dabei darf der von der Pfändung Betroffene nicht zum Sozialhilfeempfänger werden. 
Achtung: Bei einer Kontopfändung sind Rentenzahlungen sofort ab Zahlungseingang in vollem Umfang 
pfändbar! Einen Schutz davor bietet die Einrichtung eines Pfändungsschutzkontos. Bei diesem P-Konto 
handelt es sich um ein Girokonto mit besonderem Pfändungsschutz. Es ermöglicht Schuldnern, trotz 
Kontopfändung über den unpfändbaren Teil der Einkünfte zu verfügen. 
Siehe auch: Aktuelle Informationen Nr. 202 Juli 2025 „Neue Pfändungsfreigrenzen“ 
Quellen: Deutsche Rentenversicherung, ihre-vorsorge.de 
 

Medikamente/Priscus-2.0-Liste 
(gekürzt) Wenn dauerhaft mehrere Medikamente eingenommen werden, ist das Risiko für starke Neben- oder 
Wechselwirkungen zwischen den Wirkstoffen bei Älteren besonders hoch. Viele Krankheiten kann man 
heute gut in den Griff bekommen, so dass Tabletten und andere Hilfsmittel zum Alltag gehören, ob fürs Herz, 
den Stoffwechsel oder gegen Schmerzen. Wissen sollte man, dass sich unser Körper im Alter verändert. 
Nieren und Leber arbeiten anders als in jungen Jahren, der Fettanteil steigt, der Wasseranteil sinkt. Dadurch 
werden Wirkstoffe schneller oder langsamer aufgenommen oder ausgeschieden, folglich kann die Wirkung 
zu stark oder schwach ausfallen, schon können Nebenwirkungen auftreten. Arzneimittel aus verschiedenen 
Medikamentenklassen, unter anderem einige Schmerzmittel, Antibiotika und Beruhigungsmittel können somit 
ungeeignet für eine gleichzeitige Medikation ungeeignet sein.  
Hier bietet die Priscus-2.0-Liste, die potenziell kritische Wirkstoffe auflistet, einen Überblick. Das 
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) hat 2023 eine Broschüre herausgegeben, die 
Patientinnen und Patienten diese Liste zugänglich macht. Sinn macht es eine Stammapotheke auszuwählen 
und sich in die Kundenkartei eintragen zu lassen. Bei der Einnahme von fünf oder mehr verordneten 
Medikamenten sollte eine Medikationsberatung in der Apotheke, sie steht Betroffenen alle zwölf Monate 
kostenfrei zu, wahrgenommen werden. Nicht immer erkennen ältere Menschen die Nebenwirkungen eines 
zusätzlich verschriebenen Medikaments, sie können typischen Altersbeschwerden ähneln, so das BMBF: 
Schwindel, Benommenheit, Verwirrung, trockener Mund, Übelkeit, Bauchschmerzen, Verstopfung, 
Wasserlassen, Inkontinenz oder Schlafstörungen. Treten diese Beschwerden plötzlich auf, sollte in der 
Apotheke oder Arztpraxis darauf hingewiesen werden, damit ein Medikamentenabgleich vorgenommen 
werden kann. 
Quellen: Bundesministerium für Bildung und Forschung, ihre-vorsorge.de 
 

Neuer Widerspruchsgenerator für die richtige Pflegeeinstufung 
(gekürzt) Seit April 2024 bietet der Pflegegradrechner der Verbraucherzentralen Menschen mit Pflegebedarf 
und ihren Angehörigen eine wichtige Orientierung. Anhand von 64 Fragen können Betroffene ihren 
voraussichtlichen Pflegegrad ermitteln und sich so besser auf Anträge bei der Pflegekasse vorbereiten. 
Dieses Angebot nehmen zunehmend mehr Betroffene wahr. 
Nun wird der Service um eine entscheidende Funktion, den Widerspruchsgenerator, erweitert. Er richtet sich 
an Menschen, die bereits eine Entscheidung der Pflegekasse über ihren Pflegegrad erhalten haben und 
prüfen möchten, ob sich ein Widerspruch lohnt. Das Angebot bietet Unterstützung der Pflegebedürftigen bei 
Anträgen zum Widerspruchsverfahren und eine schnelle Einschätzung zu Entscheidungen der Pflegekasse. 
Nutzerinnen und Nutzer geben die relevanten Angaben aus dem Gutachten des Medizinischen Dienstes 
sowie ihre abweichende Einschätzung zu den Beeinträchtigungen oder zusätzliche Informationen in den 
Pflegegradrechner ein. Wird ein höherer Pflegegrad errechnet, wird automatisch ein Widerspruchsschreiben 
mit Begründung erstellt. Es kann heruntergeladen, ausgedruckt und direkt an die Pflegekasse gesendet 
werden. Sie prüft dann erneut den Fall. Meist erfolgt eine Zweitbegutachtung durch den Medizinischen 
Dienst. Danach entscheidet die Pflegekasse, ob der Pflegegrad angepasst oder bestätigt wird.  
Der Widerspruchsgenerator ist kostenfrei über den Pflegegradrechner der Verbraucherzentralen abrufbar 
und steht allen Interessierten online zur Verfügung. Die 64 Fragen im Pflegegradrechner müssen nicht in 
einem Stück beantwortet werden. Man kann das Verfahren unterbrechen und später fortsetzen. Am Ende 
der Bearbeitung erhalten Ratsuchende eine Übersicht der Antworten, die eingetragen wurden. 
Förderhinweis: 
Der Pflegegradrechner wurde vom Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz aufgrund eines 
Beschlusses des Deutschen Bundestages gefördert. 
Quellen: ihre-vorsorge.de, Verbraucherzentralen 
 

Behandlungsakte/Kostenfreie erste Kopie 
Patienten sollen künftig einen grundsätzlichen Anspruch auf eine kostenfreie erste Kopie ihrer Patientenakte 
haben. Mit einer entsprechenden Regelung im Gesetzentwurf zur Änderung des Verbrauchervertrags- und 



 
BERUFSSCHULLEHRERVERBAND 
NIEDERSACHSEN e.V. 
 

 
 
Versicherungsvertragsrechts sowie zur Änderung des Behandlungsvertragsrechts will die Bundesregierung 
eine Forderung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) umsetzen. 
Bislang gilt in Deutschland die gesetzliche Vorgabe, dass Patienten die Kosten für die Erstellung einer Kopie 
ihrer Patientenakte selbst tragen müssen. Die Regelung steht jedoch im Spannungsverhältnis mit der 
europäischen Datenschutzverordnung (DSVGO), die einen Anspruch auf Erhalt einer ersten kostenfreien 
Kopie gespeicherter personenbezogenen Daten definiert. Der EuGH hat 2023 klargestellt, dass Patienten 
das Recht auf eine vollständige unentgeltliche Kopie der Dokumente in Patientenakten haben, wenn dies 
zum Verständnis der in diesen Dokumenten erhaltenen personenbezogenen Daten erforderlich ist. 
Zur besseren Unterscheidbarkeit von der „elektronischen Patientenakte“ (ePA) sieht der Gesetzentwurf 
außerdem eine Änderung der Bezeichnung „Patientenakte“ im Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) in 
„Behandlungsakte“ vor. 
Der vom Bundeskabinett beschlossene Gesetzentwurf aus dem Bundesjustizministerium berücksichtigt die 
Entscheidung des EuGH von Oktober 2023, der zufolge Mitgliedstaaten im Hinblick auf die Unentgeltlichkeit 
der ersten Kopie keine Abweichungen im nationalen Recht vorsehen dürfen (Urteil vom 26. Oktober 2023, 
Az. C-307/22). 
Quellen: Deutsches Ärzteblatt, Bundesjustizministerium, Europäischer Gerichtshof 
 

Stromkostenerstattung für Hilfsmittel 
Für alle Hilfsmittel, die von einem Arzt verschrieben und von der Krankenkasse bezahlt werden, können die 
Stromkosten erstattet werden, wenn ein Antrag gestellt wurde. Die Art der Erstattung ist je nach 
Krankenkasse unterschiedlich, manche übernehmen eine fixe Pauschale andere rechnen nach Verbrauch 
ab. Bei der Nutzung eines Elektromobils, dass häufig beansprucht wird, lohnt die Stellung eines Antrags 
besonders, denn ein durchschnittliches Elektromobil verursacht bei regelmäßigem Gebrauch Stromkosten 
von 30 Euro pro Monat. Aufs Jahr gerechnet sind das 360 Euro.  
Hinweis: Die Stromkostenerstattung kann bis zu vier Jahre rückwirkend geltend gemacht werden. 
Zu einem Musterschreiben gelangt man unter www.pflegehilfe.de > Elektromobil > Stromkostenerstattung. 
Für ein elektrisch betriebenes Hilfsmittel, in diesem Fall ein Elektromobil als Sonderform von 
Elektrorollstühlen, kann der behandelnde Arzt ein Rezept ausstellen, damit die Krankenkasse die Kosten 
übernimmt. Jedoch werden die Kosten nicht für jedes Modell übernommen. Wichtig ist, dass es im 
Hilfsmittelverzeichnis aufgeführt sein muss. Es hat dann laut Verordnung eine Hilfsmittelnummer, die der 
Anbieter wegen der Kostenerstattung wissen muss. Hinweis: Krankenkassen erstatten nur für Modelle, die 
eine Maximalgeschwindigkeit von 6 km/h nicht überschreiten, darüber hinaus gelten sie nicht als Hilfsmittel. 
Zu den elektrischen Hilfsmitteln, auf die man angewiesen ist, zählen unter anderem verstellbare 
Pflegebetten, Beatmungsgeräte oder andere, die Stromkosten verursachen. Zu Buche schlagen Geräte, die 
rund um die Uhr betrieben werden müssen. 
Um sich einen Überblick zu verschaffen, lohnt es die Hilfsmittelübersicht von VP Verband Pflegehilfe GmbH 
einzusehen: www.pflegehilfe.org  >  Hilfsmittel 
Quelle: VP Verband Pflegehilfe GmbH 
 

Schätzungsbescheid 
(gekürzt) Für Herzklopfen sorgt ein Brief vom Finanzamt im eigenen Briefkasten mit dem Hinweis auf einen 
Schätzungsbescheid. Dann steht darin auch noch, dass die Schätzung vollstreckt werden kann. 
Ein Schätzungsbescheid wird in der Regel erlassen, wenn eine verpflichtende oder unvollständige 
Steuerklärung abgegeben wurde. Nach „verpflichtendem Ermessen“ kann das Finanzamt dann die 
Besteuerungsgrundlagen schätzen. Für die Betroffenen bedeutet das meist eine ungünstige Schätzung der 
Steuerlast, eine deutlich höhere. Der Schätzungsbescheid ist ein Druckmittel, um Betroffene zur Abgabe 
ihrer Erklärung endlich zu bewegen. Die Fristen im Blick zu behalten, ist jetzt erst einmal wichtig. Einspruch 
gegen den Bescheid kann innerhalb eines Monats eingelegt werden. Bei Untätigkeit riskiert man, dass die 
Schätzung bestandskräftig wird und Grundlage für Vollstreckungsmaßnahmen ist, die von Mahnungen über 
Säumniszuschläge bis hin zur Kontopfändung reichen. 
Die richtige Vorgehensweise ist jetzt: Ruhe bewahren, prüfen, ob es sich wirklich um einen 
Schätzungsbescheid handelt, umgehend die fehlende Steuererklärung nachreichen und gleichzeitig 
Einspruch einlegen, um die Rechtmittelfrist zu wahren (Ein kurzer Hinweis genügt: Gegen den Bescheid vom 
……… lege ich Einspruch ein. Die Steuererklärung wird nachgereicht.). Ist die Schätzung zu hoch oder 
drohen Zahlungsschwierigkeiten, kann durch Antrag mit triftiger Begründung auf Aussetzung der Vollziehung 
gestellt werden. Sollte die hohe Nachzahlung weiterhin Bestand haben, ist das Gespräch mit dem Finanzamt 
auf Stundung oder Ratenzahlung zu suchen. 
Quelle: ihre-vorsorge.de 
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